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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen 
(9. Ausschuß) 

über den Raumordnungsbericht 1966 der Bundesregierung 
— Drucksache V/1155 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Gleissner 


Gemäß § 1 1 des Raumordnungsgesetzes vom 

8. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 306) hat die Bun- 
desregierung alle zwei Jahre, erstmalig im Jahre 
1966, einen Raumordnungsbericht vorzulegen. Der 
erste Raumordnungsbericht, für den noch keine ge- 
setzliche Verpflichtung bestand, ist dem Deutschen 
Bundestag im Jahre 1963 — Drucksache IV/1492 — 
zugeleitet worden. 

Der Raumordnungsbericht 1966 der Bundesregie- 
rung wurde in der 89. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 27. Januar 1967 erörtert und dem Aus- 
schuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, Städte- 
bau und Wohnungswesen überwiesen. 

Der Ausschuß hat sich bereits am 7. Dezember 
1966 über den von der Bundesregierung verabschie- 
deten Raumordnungsbericht 1966 vorab unterrichten 
können. Alsdann ist der ihm überwiesene Bericht in 
seiner Sitzung am 11. Mai 1967 Gegenstand ein- 
gehender Erörterungen mit den zuständigen Res- 
sorts gewesen. 

Der Ausschuß ist mit dem Inhalt grundsätzlich 
einverstanden. Er sieht in dem Bericht vor allem 
die Vorlage von Informationen und Materialien über 
die bisher verwirklichte Raumordnung. Der Bericht 
zeigt die Probleme der Raumordnung im geteilten 
Deutschland sowie die Auswirkungen der Raumord- 
nung im europäischen und insbesondere im EWG- 
Raum auf. Außerdem enthält er ausführliche Dar- 
legungen über die räumliche Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Danach ist die in den 
fünfziger Jahren vorherrschende Tendenz einer zu- 
nehmenden Verdichtung der Bevölkerung sowie der 
Wirtschafts- und Infrastruktur in den letzten Jahren 
von einer Entwicklung abgelöst worden, die Anzei- 


chen eines strukturellen Ausgleichs innerhalb des 
gesamten Bundesgebietes aufweist. 

Die Unterschiede im Strukturgefälle sind aber im- 
mer noch sehr groß. Daher ist durch eine Entwick- 
lung der ländlichen und zurückbleibenden Gebiete 
ein Abbau des großräumigen Strukturgefälles inner- 
halb des Bundesgebietes anzustreben. Die Zunahme 
der Bevölkerung in den Verdichtungsräumen hat 
eine Ordnung dieser Räume noch dringender ge- 
macht. Dies gilt vor allem auch mit Rücksicht darauf, 
daß an den Rändern der Verdichtungsräume eine 
starke Entwicklung zu verzeichnen ist. Im Bericht 
werden weiterhin die in diesen Gebietskategorien 
und im Zonenrandgebiet durchgeführten und ge- 
planten raumbedeutsamen Maßnahmen aufgezeigt. 
Schließlich gibt der Bericht Auskunft über den der- 
zeitigen Stand des verwaltungsmäßigen Vollzugs 
der Raumordnung. 

Die Ziele der anzustrebenden Raumordnung sind 
im Raumordnungsgesetz festgelegt. Sie lassen sich 
nur verwirklichen, wenn Bund, Länder und Gemein- 
den ergänzende Entscheidungen und Maßnahmen 
treffen, so insbesondere im Rahmen ihrer Haushalte. 
Für diese Aufgaben ist der Raumordnungsbericht 
1966 der Bundesregierung eine wichtige Orientie- 
rungshilfe. 

Für die künftigen Raumordnungsberichte der Bun- 
desregierung genügt es nicht, einen Überblick über 
den gegenwärtigen Stand der räumlichen Ordnung 
in sozialer, wirtschaftlicher, kultureller und verwal- 
tungspolitischer Beziehung zu geben. Die künftigen 
Berichte sollten abgesicherte Prognosen über zu- 
künftige Entwicklungstendenzen in einem über- 
schaubaren Zeitabschnitt enthalten. Dabei sollten die 
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vorliegenden wissenschaftlichen Gutachten über zu- 
künftige Entwicklungen ausgewertet und im Rah- 
men des Raumordnungsberichtes dem Parlament zu- 
gänglich gemacht werden. 

Zahlreiche Daten und Probleme, die für die raum- 
strukturelle Entwicklung bedeutsam sind, werden in 
Zukunft das Parlament beschäftigen. Da z. B. mit 
einem Ansteigen der Bevölkerungszahl in der Bun- 
desrepublik bis zum Jahre 1980 auf 63 bis 64 Mil- 
lionen zu rechnen ist, wird es für das Parlament 
wesentlich sein zu wissen, wie die räumliche Ver- 
teilung dieses Bevölkerungszuwachses gemäß den 
Leitbildern des Raumordnungsgesetzes im nächsten 
Jahrzehnt erfolgen dürfte. Der sich aus dem Bevöl- 
kerungszuwachs ergebende Raumbedarf bringt 
gleichzeitig einen erheblichen Bodenbedarf für 
Wohn- und gewerbliche Zwecke, aber auch für Ver- 
sorgungs- und Wirtschaftsbauten sowie für Erho- 
lungsstätten mit sich. Hinzu kommt die mit Sanie- 
rungen überalterter Wohngebäude und Anlagen ge- 
botene Auflockerung, die ebenfalls bei den Raum- 
ordnungsmaßnahmen Berücksichtigung finden müßte. 
Es scheint auch geboten, die städtischen Räume mit 
dem besonderen Ziel, das Wohlbefinden der Bevöl- 
kerung zu verbessern, fortzuentwickeln. 

Die Raumordnungsberichte sollen nach dem Wil- 
len des Gesetzgebers einer umfassenden und klaren 
Unterrichtung dienen. Erst wenn die drei Anforde- 
rungen, nämlich Bestandsaufnahme, Prognosen der 
voraussichtlichen Entwicklung in einer überschau- 
baren Zeitspanne (10 bis 15 Jahre), sowie die gegen- 
wärtigen und zukünftig geplanten oder als notwen- 
dig erachteten Maßnahmen zur Beeinflussung dieser 
Entwicklung im Sinne der aufgestellten Leitbilder, 
im Raumordnungsbericht der Bundesregierung ent- 
halten sind, kann er allen Wünschen des Parla- 
ments gerecht werden. 

Nach den Grundsätzen des Raumordnungsgesetzes 
sollen alle Maßnahmen sowohl auf die Gegeben- 


heiten der Teilung Deutschlands, als auch auf die 
Verflechtung des EWG-Raums Rücksicht nehmen. 
Der nächste Raumordnungsbericht der Bundesregie- 
rung soll deshalb die bisherige Berichterstattung 
über die Probleme der Wiedervereinigung und der 
europäischen Integration weiter ausbauen. Er sollte 
vor allem auch die Berichterstattung über den Stand 
der Strukturentwicklung in Mitteldeutschland und 
über die Gegebenheiten in den unter fremder Ver- 
waltung befindlichen deutschen Ostgebiete ver- 
tiefen. 

Der Ausschuß hat sich auch mit den Kosten der 
Sanierungsmaßnahmen und des Ausbaus der Infra- 
struktur in den Verdichtungsgebieten und länd- 
lichen Räumen und mit den sich dabei ergebenden 
Schwierigkeiten eingehend befaßt und weist daher 
nochmals mit Nachdruck auf die Notwendigkeit der 
Finanzreform hin. Es ist nicht nur erforderlich, für 
Zeitabschnitte der Raumordnungspolitik klare Ziele 
zu stecken, sondern auch ebenso dringlich, dafür zu 
sorgen, daß die geplanten Maßnahmen vollzogen 
werden können. Für die daraus folgenden Abstim- 
mungsnotwendigkeiten wird der Abschluß eines 
Verwaltungsabkommens zwischen dem Bund und 
den Ländern und die Einsetzung einer Ministerkon- 
ferenz für Raumordnung besonders begrüßt. Der 
Ausschuß weist in diesem Zusammenhang auch 
nochmals darauf hin, daß diese Abstimmung raum- 
ordnerischer Planungen und Maßnahmen zwischen 
den Bundesressorts dringend notwendig ist und in 
Zukunft verstärkt werden muß. 

Die Bundesregierung sollte bei ihrer Raumord- 
nungspolitik ganz besonders darauf achten, daß die 
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen nicht 
gefährdet werden. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei, die Belastbarkeit des Naturhaushalts zu er- 
mitteln und die Kosten für die Erhaltung der natür- 
lichen Lebensgrundlagen aufzuzeigen. 


Bonn, den 21. Juni 1967 


Dr. Gleissner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, baren Zeitabschnitt und die räumlidien Entwick- 

dic Bundesregierung zu ersuchen, im Raumordnungs- lungsziele der Bundesregierung, insbesondere auch 
bericht 1968 unter Berücksichtigung der in diesem für die einzelnen Fachbereiche, sowie die zur Errei- 
Bericht dargelegten Notwendigkeiten die zukünfti- chung der Entwicklungsziele notwendigen Planungen 
gen Entwicklungstendenzen in einem überschau- und Maßnahmen darzustellen. 


Bonn, den 21. Juni 1967 


Der Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen 

Dr. Hesberg Dr. Gleissner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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